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Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz 
geändert wird; 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund dankt für die Übermittlung der im Betreff 
angeführten Novellierung des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes 
(LMSVG) und nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Mit der vorliegenden Novelle werden vier EU-Verordnungen umgesetzt und darüber hinaus 
insbesondere im Bereich der tierischen Lebensmittel die Ausbildungserfordernisse und 
Befugnisse der Kontrollorgane adaptiert, dem Bundesamt für Verbrauchergesundheit neue 
Aufgaben übertragen sowie eine Meldepflicht für Folgenahrung eingeführt. 

Zur Umsetzung dieser EU-Vorgaben erhebt der Österreichische Gewerkschaftsbund keine 
Einwendungen, die Adaptierungen im Zusammenhang mit einem effizienten 
Verwaltungshandeln (Amtshilfe, behördeninterne Abläufe, Einbettung des Bundesamtes für 
Verbrauchergesundheit, keine aufschiebende Wirkung bei Einsprüchen gegen 
Maßnahmenbescheide in bestimmten Fällen, Meldepflicht Folgenahrung) werden begrüßt. 

Im Entwurf vorgesehen ist weiters eine massive Absenkung des maximalen Strafrahmens 
für Verstöße gegen das Lebensmittelrecht (von 50.000 auf 20.000 Euro). Auch die 2013 
eingeführte Mindeststrafe von 700 Euro für vorsätzliche Falschkennzeichnungs- und 
Täuschungsdelikte wird gestrichen, ebenso wie die 2009 erlassene Transfettsäuren­
Verordnung. 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund lehnt die vorgesehenen Änderungen im Bereich 
der Verwaltungsstrafen und die gänzliche Streichung der Transfettsäuren-Verordnung 
entschieden ab. Damit würde das Lebensmittelrecht in Österreich zunehmend entwertet, 
weil es mangels Sanktionen zahnlos gemacht wird . 
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erreichische Gewerkschaftsbund ersucht um Berücksichtigung seiner Einwände. 
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